Internationaler Workshop zu Europäischen Betriebsräten
16. Mai 2010 bis 19. Mai 2010

Mélanie Schmitt

Wie beeinflusst Europa die Arbeit der Europäischen Betriebsräte? 
EU-Richtlinien und Folgen für Unternehmen 
· Folgen der Lissabon-Strategie 
· Flexibilität/Sicherheit und prekäre Beschäftigung 

I. Die Richtlinien der Europäischen Union und die Folgen für die Tarifpartner  

1. Vorstellung der Lissabon-Strategie 
Die Lissabon-Strategie wurde  im Jahr 2000 verabschiedet, um Europa "bis zum Jahr 2010 zum wettbewerbsfähigsten Wirtschaftraum der Welt zu machen".  Sie ruht auf einer Kombination aus drei Pfeilern: Wirtschaft, Soziales und Umwelt und räumt der Kompetenzentwicklung, insbesondere mittels neuer Technologien, einen wichtigen Platz ein.
Es handelt sich um einen Rahmen, der die politische Debatte mittelfristig strukturiert. Die Lissabon-Strategie legt Ziele und die Priorität strategischer Maßnahmen für einen Zeitraum von 10 Jahren fest. Vorbereitet von der Kommission, ruht die Strategie vor allem auf dem Handeln des Europarats, also den Auswirkungen auf die Mitgliedsstaaten. 
Bezüglich der Beschäftigungsverhältnisse wurde 2002 die Formel "mehr und bessere Arbeitsplätze" verabschiedet, um den doppelten Aspekt der Arbeitsmarktpolitik aufzuzeigen:
· Ein quantitativer Aspekt, bis dahin bevorzugt durch die Festlegung von Zielzahlen (Erwerbstätigenquote); 
· Ein qualitativer Aspekt, zukünftig betont, der, neben Kompetenzentwicklung, sichere und andauernd ("dauerhafte") Arbeitsformen voraussetzt.

2005 wurde die Lissabon-Strategie im Hinblick auf Vereinfachung revidiert. Es wurden zwei Achsen beibehalten: Wachstum und Beschäftigung. Im Bereich des Regelungssystems wurde der Akzent auf die Idee der "Partnerschaft" zwischen den beteiligten Parteien gelegt: Die Institutionen der Union, nationalen Behörden und die Sozialpartner. Der soziale Dialog ist in diesem Zusammenhang als wichtige Methode zu nennen. 
Zu Beginn des Jahres 2010 hat die Kommission das Strategiepapier "Europa 2010" verabschiedet, das die Lissabon-Strategie ablösen soll. Wenn es die Kombination aus Wirtschaft - Beschäftigung - Umwelt beibehält und bestimmte, bereits vorgesehene, aber noch nicht umgesetzte Ziele wieder aufnimmt, liegt dieser neue Rahmen (der im Juni 2010 vom Europarat endgültig verabschiedet wird) im Hinblick auf die durch die Wirtschafts- und Finanzkrise verursachten sozialen Schwierigkeiten im Abseits. Die soziale Dimension beschränkt sich hauptsächlich auf den Kampf gegen die Armut. 

Der Schwerpunkt liegt auf der Notwendigkeit, die Verschuldung der Mitgliedsstaaten, und damit die öffentlichen Ausgaben zu reduzieren. Die Maßnahmen der Mitgliedsstaaten werden unter diesem Aspekt bewertet. 
2. Zusammenspiel mit der europäischen Beschäftigungsstrategie 
Vorstellung der Europäischen Beschäftigungsstrategie. Seit 1997 ist die Europäische Union mit einer "Europäischen Beschäftigungsstrategie" gesegnet, die sich auf die Zusammenarbeit der Mitgliedsstaaten stützt. Dieser Prozess, der auf eine "flexible" - keine zwingende - Konvergenz der nationalen Richtlinien abzielt, ist in einer "offenen Koordinationsmethode" (OKM) formalisiert. Er beruht auf der Verabschiedung gemeinsamer Ziele auf der Ebene der Union - den Beschäftigungspolitischen Leitlinien - die von den Staaten umgesetzt werden müssen. Diese müssen die auf nationaler Ebene verabschiedeten Maßnahmen anhand nationaler Aktionspläne belegen. Die Kommission und der Europarat erstellen einen gemeinsamen Sachbericht, der die Maßnahmen der Mitgliedsstaaten zusammenfasst, damit die "Best Practices" als Inspirationsquelle für nationale Richtlinien dienen können. 
Seit dem Jahr 2000 stellen die Europäische Beschäftigungsstrategie und die OKM im Rahmen der Umsetzung der Lissabon-Strategie die Hauptinstrumente zur Beschäftigungsförderung dar.
Verstärkte Unterwerfung unter die Wirtschaftspolitik. Im Jahr 2005 deckten die integrierten Leitlinien für Wachstum und Beschäftigung den Zeitraum 2005 - 2008, konsistent und vereinfacht, den großen Kurs der Wirtschaftspolitik sowie die Beschäftigungsleitlinien ab. Die Kommission berücksichtigte die essentielle Rolle, die die Beschäftigungspolitik im Rahmen der Lissabon-Agenda spielt. Der Europarat entschied gleichwohl, die Leitlinien für 2006 nicht zu modifizieren, jedoch sind gewisse Beschäftigungsleitlinien in Abstimmung mit den entsprechenden Leitlinien im Wirtschaftsgebiet umgesetzt.
Inhalt der Beschäftigungsleitlinien. Die Leitlinie Nr. 17 legt die Zielzahlen in Sachen Beschäftigungsquote klar dar, insbesondere für gewisse Zielgruppen: Frauen, Senioren.  Eine aktive Arbeitsmarktpolitik muss Einrichtungen für diese Arbeitnehmer sowie Jugendliche und nicht qualifizierte Arbeitnehmer, die ihnen erlauben, auf dem Arbeitsmarkt Fuß zu fassen oder sich wieder in ihn einzugliedern.
· Beschäftigungsunsicherheit. Die Leitlinie Nr. 18 unterstreicht verschiedene Elemente, die zu Beschäftigungsunsicherheit führen:  

· « ermöglichen eines besseren Ausgleichs zwischen dem Arbeits- und Familienleben (…) », was allgemein in Zeit- oder Teilzeitverträge übertragen wird;  

· « bevorzugen der für ältere Erwerbstätige günstigen Bedingungen » (idem). 
· Restrukturierung und Anpassung an die Veränderungen. Um die mit den Leitlinien gesetzten Ziele zu erreichen, ist es angebracht, « die Anpassungsfähigkeit der Arbeitnehmer und der Unternehmen zu verbessern und die Flexibilität der Arbeitsmärkte zu erhöhen ». 
Die Leitlinie Nr. 21, die sich der Flexibilität/Sicherheit ("Flexicurity") (vgl. 3) widmet, legt den Schwerpunkt auf Maßnahmen, die auf  « anpassen des Arbeitsrechts, ggf. überprüfen der verschiedenen Vertragsmodalitäten und Arbeitszeitverordnungen (...); fördern und verbreiten innovativer und anpassungsfähiger Formen der Arbeitsorganisatio, im Hinblick auf eine Verbesserung der Arbeitsqualität und Produktivität, einschließlich Gesundheit und Sicherheit ».

· Ausbildung, Umschulung. Die Mitgliedsstaaten und Unternehmen werden ermuntert, « den Übergang in Sachen beruflicher Situation, einschließlich Ausbildung, unbezahlter Arbeit, Unternehmensgründungen und geografische Mobilität zu fördern».
Die Leitlinien Nr. 23 und 24 befassen sich noch präziser mit Bildung und Ausbildung.. Es handelt sich darum, « die Investitionen in das Humankapital zu erhöhen, namentlich durch Einführung  « effizienter Strategien zum lebenslangen Lernen für alle, in schulischem Rahmen, in Unternehmen des Staates und Hauswesen, in Übereinstimmung mit den europäischen Abkommen, einschließlich der darin vorgesehenen Anreize und Mechanismen zur Aufteilung der dementsprechenden Kosten, im Hinblick auf eine erhöhte, fortlaufende Ausbildungsbeteiligung und lebenslang im Unternehmen, insbesondere für gering qualifizierte und ältere Arbeitnehmer ».

« Diese Leitlinie müsste unter Berücksichtigung der Leitlinie "fördern und verbessern der Investitionen in die Forschung und Entwicklung, insbesondere seitens der Unternehmen" (Nr. 7), bezüglich der mikroökonomischen Politik » umgesetzt werden.

· Lohn- und Gehaltspolitik. Die Leitlinie Nr. 22 impliziert « die Sicherung der Arbeitskostenentwicklung und den Aufbau von Mechanismen zur Festsetzung von beschäftigungsfreundlichen Löhnen und Gehältern durch folgende Maßnahmen: 
- Ermutigung der Sozialpartner in ihren jeweiligen Kompetenzbereichen einen geeigneten Rahmen für Lohn- und Gehaltsverhandlungen einzuführen, der die Herausforderungen zur Verbesserung der Produktivität und des Arbeitsmarktes auf allen relevanten Ebenen berücksichtigt und den Abstand zwischen der Entlohnung von Männern und Frauen beseitigt »

Die Sozialpartner erhalten Anreize, die Lohn- und Gehaltsentwicklung zu beschränken, wenn « Diese Leitlinie unter Berücksichtigung der Leitlinie "Dafür Sorge tragen, dass die Lohn- und Gehaltsentwicklung zur makroökonomischen Stabilität und zum Wachstum beiträgt" (nr. 4) in Bezug auf die makroökonomische Politik angewendet werden müsste ».

Die Unternehmen erhalten ebenfalls Anreize, in Zusammenhang mit festgelegten Zielen und Ergebnissen variable Lohn- und Gehaltsmodelle anzuwenden.

3. Zusammenspiel mit dem Ziel Flexibilität/Sicherheit ("Flexicurity")
Seit 2005 unterstreicht die Leitlinie 21 der Europäischen Leitlinien die Notwendigkeit der Förderung der mit Arbeitsplatzsicherheit verträglichen Flexibilität und Reduzierung der Segmentierung des Arbeitsmarktes, unter ordnungsgemäßer Berücksichtigung der Sozialpartner. 
Laut Kommission (Mitteilung vom 27. Juni 2007, betitelt « Zu den gemeinsamen Prinzipien der Flexicurity: Mehr Beschäftigungsverhältnisse und bessere Qualität durch Kombination von Flexibilität und Sicherheit », COM(2007)359 final), « Um sich anzupassen, muss die EU mehr Arbeitsverhältnisse und bessere Qualität schaffen. Dies geschieht durch eine Lockerung ihres Arbeitsmarktes. Eine Lockerung, die sich jedoch nicht zum Nachteil der Sicherheit der Arbeitnehmer und der Arbeitgeber auswirken darf. Daher sind neue Formen der Flexibilität und Sicherheit mehr denn je erforderlich ».

Pür die Kommission « verpflichtet dies die Unternehmen, ihre Mitarbeiter beim Erwerb neuer Fähigkeiten zu unterstützen. Das Können und der Anpassungswille der Arbeitnehmer sind mehr und mehr gefragt. Gleichzeitig ist den Arbeitnehmern bekannt, dass Umstrukturierungen der Unternehmen keine Seltenheit mehr sind, sondern zur täglichen Realität geworden sind. Der Schutz des Arbeitsplatzes, den sie innehaben, könnte nicht mehr ausreichen, er kann sich in gewissen Fällen sogar als verhängnisvoll erweisen. Um ihr Leben und ihre Karriere planen zu können, brauchen die Arbeitnehmer eine neue Art der Sicherheit, die ihnen erlaubt, auf dem Arbeitsmarkt zu bleiben und den Änderungen, mit denen sie konfrontiert werden, zu trotzen. Diese neue Art der Sicherheit darf sich nicht auf ein bestimmtes Beschäftigungsverhältnis beschränken, sondern muss auch den Übergang von einem Beschäftigungsverhältnis zum nächsten tragen ». 
Die Felxicurity kann auf vier Komponenten aufgeteilt werden:

· Nachgiebigkeit und Schutz vertraglicher Bestimmungen aus Sicht des Arbeitgebers und des Arbeitnehmers, der sich auf dem Arbeitsmarkt Befindlichen und der davon Ausgeschlossenen;

· Globale Strategien zum lebenslangen Lernen, die auf die fortwährende Gewährleistung  der Erhaltung der Arbeitsfähigkeit der Arbeitnehmer abzielen;

· Aktive, effiziente Arbeitsmarktpolitik, die den Arbeitnehmern hilft, die schnellen Änderungen, Perioden der Arbeitslosigkeit zu verkraften und den Übergang in das nächste Beschäftigungsverhältnis erleichtert;

· Moderne Sozialversicherungssysteme, die Hilfen bei adäquatem Einkommen bieten, Beschäftigung fördern und die Mobilität auf dem Arbeitsmarkt erleichtern. 
***

Die Europäische Kommission, bestätigt von den Mitgliedsstaaten, legt also den strategischen politischen Rahmen fest. Es Kommt auf die Mitgliedsstaaten, die Sozialpartner und auf die Unternehmen (im Namen ihrer « sozialen Verantwortung ») zu, diesen Rahmen in konkrete Maßnahmen umzusetzen. 
II. Die Auswirkung der Politik der Europäischen Union
1. Auswirkung auf der Ebene der Europäischen Union 

Das Arbeitsrecht in der Arbeitsverwaltung. Das Arbeitsrecht muss zur Realisierung der Ziele der Lissabon-Strategie und der Leitlinien zur Beschäftigung gelockert werden. Es handelt sich dabei insbesondere um die Milderung der juristischen Zwänge, die auf den Unternehmen in Bezug auf Freisetzung und Einstellung , der Bevorzugung flexibler Beschäftigungsverhältnisse lasten, damit sich Unternehmen und Beschäftigung an die Entwicklung von Angebot und Nachfrage anpassen können. Die europäischen Direktiven werden also zu Instrumenten für die Realisation der Beschäftigungsstrategie und der Lissabon-Strategie. Diese Tendenz wird durch mehrere Beispiele illustriert.
· Prekäre Beschäftigungsverhältnisse bevorzugt. 

Mehrere europäische Direktiven schreiben die Gleichbehandlung von prekären Arbeitnehmern (befristetes Beschäftigungsverhältnis, Teilzeitbeschäftigung und, seit kurzem, Zeitarbeitsverhältnisse) und den unbefristet eingestellten Arbeitnehmern, Arbeitnehmern in Vollzeitbeschäftigung und festangestellten Arbeitnehmern vor. Aber diese Direktiven verfolgen gleichzeitig noch ein weiteres Ziel, das der Bevorzugung dieser Art Arbeitsverträge, denn sie bieten die Garantie für Flexibilität, Flexibilität für die Unternehmen. Von den Sozialpartnern ausgehandelt müssen die Bestimmungen der Direktiven zu befristeten Beschäftigungsverhältnissen und Teilzeitbeschäftigungen diese beiden Ziele vereinbaren: Das Diskriminierungsverbot dieser Arbeitnehmer ist die Hauptschutzmaßnahme, die die Unsicherheit ihres Beschäftigungsverhältnisses ausgleichen soll. Seit Ende der 1990er Jahre geht es hier um die Formulierung einer Form der  « Flexicurity ».
· Das Prinzip des Diskriminierungsverbots, Instrument der Beschäftigungsstrategie. 
Durch Förderung der Beibehaltung und Wiedereingliederung in ein Beschäftigungsverhältnis  der « schutzbedürftigen » Arbeitnehmer scheint sich die Lissabon-Strategie von vorneherein im Abseits bezüglich des Diskriminierungsverbots aufgrund von Alter (ältere oder junge Arbeitnehmer), des Geschlechts (Frauen) oder der Rechtsstellung (befristete Beschäftigungsverhältnisse, Teilzeitbeschäftigung oder Zeitarbeit) zu befinden, wie sie sich aus den europäischen Direktiven ergibt. Das Zusammenspiel dieser beiden Ziele ist jedoch komplexer. Diese europäischen Direktiven sind in der Tat als Instrumente für die Realisierung von Leitlinien zur Beschäftigung abgefasst. Vor diesem Hintergrund werden die zulässigen Ausnahmen vom Prinzip des Diskriminierungsverbots aufgrund von Alter oder Rechtsstellung verständlich, die die Bevorzugung dieser Gruppen der Arbeitnehmer, die in diesen Fällen benachteiligt sind, fördern. 
· Europäisches Rahmenabkommen über Binnenarbeitsmärkte.

Die europäischen Sozialpartner sind durch ihren autonomen sozialen Dialog in gleichem Maße an der Umsetzung der Lissabon-Strategie in Bezug auf Beschäftigung eingebunden. So wurde am 26. März 2010 ein neues europäisches Abkommen über Binnenarbeitsmärkte abgeschlossen, das die Hindernisse für die Wiedereingliederung in den Arbeitsmarkt definiert und auf die Festlegung der Verantwortlichkeiten aller Beteiligten (Arbeitgeber, Arbeitnehmer, Arbeitgeber- und Arbeitnehmervertreter, Behörden) hinsichtlich der Überwindung dieser Hindernisse abzielt. Eine der Hauptachsen ist die Entwicklung von Kompetenzen, die fortdauernde Ausbildung, die berufliche und geografische Mobilität in Einklang mit den Leitlinien zur Beschäftigung. 
2. Auswirkungen auf nationaler Ebene.
Tiefe Divergenzen trennen die Forscher bezüglich Effektivität und Effizienz der OKM.  Auch schwankt die Analyse des Erfolgs der Lissabon-Strategie je nach Zeitraum. Wenn die Europäische Kommission erkennt, dass die Zielzahlen nicht erreicht werden konnten, stellt sie gleichwohl die positiven Entwicklungen der nationalen Politik und setzt dasselbe Schema in der Strategie 2010 fort: Zielzahlen und Governancesysteme, in denen Mitbestimmung herrscht. Genauer gesagt, war die Umsetzung des Ziels "Flexicuirity" Gegenstand einer Bilanz vom September 2008.. die die Unterschiede zwischen den einzelnen Mitgliedsstaaten aufzeigt. Es sind dennoch allgemeine Tendenzen zu erkennen, die nicht ohne Unklarheiten sind. 
Die Problematik unsicherer Beschäftigungsverhältnisse. Die Statistiken lassen eine Steigerung des Rückgriffs auf unsere Beschäftigungsverhältnisse erkennen: Die Mitgliedsstaaten haben eine Reihe Maßnahmen geschaffen, die diese Art der Beschäftigungsverhältnisse für bestimmte Zielgruppen favorisieren: Jugendliche, Frauen, Senioren (Spanien, Slowakei, Frankreich, Deutschland).

Diese Tendenz steht in Einklang mit der Förderung der Flexibilität der Arbeitsverträge, aber sie führt auch zur stärkeren Segmentierung der Arbeitsmärkte. Der Abstand zwischen den « geschützten » Arbeitnehmern (qualifiziert mit unbefristetem Arbeitsvertrag) und den « schutzbedürftigen » Arbeitnehmern ist eines der Ziele der Politik der "Flexicurity". 
Flexicurity : Die « neuen Sicherheiten ». Die von der Europäischen Kommission entwickelte Idee ist, die Arbeitssicherheit (stabiles, unbefristetes Beschäftigungsverhältnis) durch neue Formen der Sicherheit nach der Auflösung des Arbeitsvertrages zu ersetzen: Recht auf lebenslange Weiterbildung, auch bei Arbeitslosigkeit, usw. Frankreich ist ein gutes Beispiel für dieses Konzept.

Frankreich beschäftigt sich, im Hinblick auf die Umsetzung eines dreifachen Ziels, mit der Etablierung eines neuen Gleichgewichts auf dem Arbeitsmarkt: Stimulation der Entwicklung der Unternehmen, Erleichterung der Mobilität der Arbeitnehmer und Garantie der Vergütungssicherheit. Die Vorstellung der beruflichen Laufbahn ist die Annahme von auf sichere Perspektiven öffnende Maßnahmen, die in dieser Beziehung einen großen Raum im französischen Konzept einnehmen. Es handelt sich insbesondere um:
· Aufrechterhaltung der Rechte der Arbeitnehmer und der sozialen Garantien in beruflichen Übergangszeiten (Portabilität und Übertragbarkeit der Rechte);   

· Beschränkung der Fragmentierung des Arbeitsmarktes und Förderung einer dauerhaften beruflichen Wiedereingliederung (insbesondere für ältere Arbeitnehmer);
· Aufbau eines dynamischen sozialen Dialogs.

Vor Kurzem wurden in Frankreich neue Gesetzte zur Reform der Berufsausbildung verabschiedet. 
Der Schwerpunkt wird auf eine fortgesetzte Weiterbildung gelegt, so wie auch auf die Erstausbildung, im Rahmen der Lissabon-Strategie werden sich alle Mitgliedsstaaten anschließen. Dieser Aspekt der Flexicurity soll der wesentliche Aspekt einer langfristigen Perspektive der « Dauerhaftigkeit » werden. Dennoch sind die Reformen aufgrund der nationalen Besonderheiten sehr diversifiziert. Wenn sich die Mehrheit der Mitgliedsstaaten sich auf die lebenslange Weiterbildung der Arbeitnehmer und damit die Rolle der Unternehmen und der Sozialpartner ausrichtet, konzentrieren sich Italien und Finnland unter anderem auf die Überholdung des Schulsystems, um so besser auf den Bedarf der Unternehmen eingehen zu können. 
Die nationalen Reformen legen auch einen Schwerpunkt auf eine gesteigerte und leistungsfähigere Zusammenarbeit der Unternehmen, Sozialpartner und staatlichen Stellen (Schulsystem und Beschäftigungssystem). Das Vereinigte Königreich hat eine Kommission zur Hilfe zur Arbeit und zum Erwerb von Kompetenzen eingesetzt, um den Stimme der Unternehmer zu verstehen und ihren Beitrag zur Arbeitsverwaltung und Ausbildung zu erhöhen. Die Kommission dient auch als Beratungsstelle für die Regierung. Der Schwerpunkt liegt auf Qualifikationen, die zu einer Beschäftigung führen, der Bereitstellung einer auf den Bedarf der Kunden und Arbeitgeber ausgerichteten Dienstleistung mit besonderer Unterstützung der auf dem Arbeitsmarkt am meisten benachteiligten Personen. 
Gewisse Mitgliedsstaaten haben sich für eine Politik der Aktivierung entschieden, die aufgrund der Besonderheiten ihres Systems der Arbeitslosenunterstützung wesentlich variiert. Im Vereinigten Königreich wurde die Hilfe zur Arbeit durch die Hilfe für Arbeitslose und wenig qualifizierte Personen bei der Suche nach einem dauerhaften Beschäftigungsverhältnis verstärkt (Prüfung der Kompetenzen entsprechend langfristigen Strebens und kurzfristiger beruflicher Ziele, personalisierte Dienstleistung, usw.). In Schweden dagegen besteht die Herausforderung, die Menschen erneut in ein Beschäftigungsverhältnis zu überführen und gegen die Stigmatisierung von Arbeitslosen zu kämpfen. Um das Angebot an Arbeitskräften zu erhöhen, hat sich die Regierung für eine auf die Ermutigung zur Rückkehr auf den Arbeitsmarkt durch Senkung der als sehr großzügig eingestuften Arbeitslosenunterstützung entschieden. 
3. Auswirkung auf der Ebene europäischer Unternehmen
Die Neustrukturierung und die Vorwegnahme der Änderung.  Gemäß den Zusatzbestimmungen der Direktive über die Komitees der europäischen Unternehmen, muss das Komitee konsultiert werden bei « Maßnahmen, die die Interessen der Arbeitnehmer wesentlich betreffen », im Falle von « außergewöhnlichen Umständen (…), insbesondere bei Standortverlagerung, Schließung des Unternehmens oder Niederlassung oder Massenentlassungen ».  Über die Bestimmungen der Direktive hinaus wurde eine Vielzahl Abkommen mit gemeinschaftlicher Dimension in den Unternehmen geschlossen, zumeist mit der EWG, im Hinblick auf die Regelung der sozialen Folgen einer angekündigten Neustrukturierung (insbesondere in der Automobilindustrie - Abkommen Ford, GM).

Eine neue Tendenz geht zu « kalten » Verhandlungen, kurz vor Neustrukturierungsplänen,  um Verfahren und Maßnahmen einzuführen, die bei einer zukünftigen Neustrukturierung zum Tragen kommen. 

Gewisse Abkommen tendieren sogar zur Beeinflussung der Entwicklung der Beschäftigungsverhältnisse innerhalb eines Unternehmens, um ungünstige soziale Konsequenzen  einer eventuellen Neustrukturierung und, langfristig, den Bedarf an Personal und Kompetenz vorherzusehen. 
Die Verwaltung der Beschäftigungsverhältnisse und der Kompetenzen. In Weiterführung des Zieles von Lissabon, die Aus- und Weiterbildung und die Entwicklung von Kompetenzen ein Leben lang in Einklang mit dem Arbeitsmarkt fortzuführen, haben gewisse europäische Unternehmen Abkommen über die Verwaltung der Beschäftigungsverhältnisse und Kompetenzen ausgehandelt und abgeschlossen. Es handelt sich dabei in erster Linie um französische Unternehmen (GDF-Suez, EDF, Thalès, ArcelorMittal), da die französische Gesetzgebung Unternehmen mit mehr als 300 Angestellten zu Verhandlungen dieser Art verpflichtet. Dieses Unternehmen legen Werkzeuge zum Erhalt der Arbeitsfähigkeit der Angestellten, der Anpassung ihres Arbeitsplatzes und der Entwicklung der Beschäftigungsverhältnisse  sowie der Berufe innerhalb des Unternehmens fest. Die fortlaufende Weiterbildung ist eines dieser Werkzeuge, das insbesondere mit Hilfe von Gesprächen (s. « Gespräch zur persönlichen Entwicklung » 2009 mit dem Idea-Abkommen von Thalès eingeführt) individualisiert werden muss.
Kürzlich, am 10. April 2010, hat die Thalês-Gruppe mit dem Europäischen Verband der Stahlarbeiter ein Abkommen über ein « jährliches Beurteilungsgespräch », das  « die gemeinsame Erstellung der Jahresbilanz für das vergangene Jahr und die Möglichkeiten zur Feststellung der Verbesserungsachsen sowie der Hauptziele für das kommende Jahr » vorsieht, geschlossen. Ziel ist die « Aufstellung eines klaren Rahmens und Orientierungspunkte, um eine reale, permanente Verbesserung, sowohl gemeinsam (davon betroffen sind die Arbeitsorganisation, Angleichung der Mittel an die Ziele und die Zusammenarbeit), als auch individuell (Weiterbildungsmaßnahmen, Turorium oder Gruppenarbeit) ». Weiter legen die Unterzeichner « Grundprinzipien » fest, die garantieren, dass dieses Gespräch « in einem sozial verantwortungsvollen Klima des Respekts und gegenseitigen Zuhörens » abläuft.

Die schutzbedürftigen Gruppen. Beschäftigung älterer Arbeitnehmer und Behinderter.  Die europäischen Unternehmen beteiligen sich zu gleichen Teilen an der Umsetzung des Zieles von Lissabon, die Wiedereingliederung in den Arbeitsmarkt gewisser Kategorien « schutzbedürftiger » Arbeitnehmer weiter zu fördern. Die älteren Arbeitnehmer profitieren so von besonderen Bestimmungen gewisser Abkommen über die Verwaltung von Beschäftigungsverhältnissen und Kompetenzen. Seltener behandeln diese Abkommen nur diese Thematik (europäisches Abkommen vom 14. Oktober 2008 über die Beschäftigung älterer Arbeitnehmer und behinderter Personen in der PPR-Gruppe).
***

Zusammenfassend kann klar festgestellt werden, dass die auf der Ebene der Europäischen Union festgelegten Ziele und strategischen Prioritäten ehrgeizig, aber auch unklar, ja sogar widersprüchlich, sind. Zudem lassen sie den Mitgliedsstaaten bei der Definition der Maßnahmen zur Umsetzung dieser Ziele einen großen Bewegungsspielraum. 

Genauer gesagt, ist die ausgewählte Methode der Kritik ausgesetzt, da sie nicht ausreichend auf der höchsten sozialen Zweckbestimmtheit der gesamten Politik besteht.  Der Schwerpunkt liegt auf der wirtschaftlichen Leistung, die jedoch nicht mehr als ein Mittel zum Wohlbefinden der Bürger Europas und ganz besonders der Arbeitnehmer sein darf. Die Zielzahlen verbergen den Mangel an qualitativen Zielen; die Verbesserung der Arbeitsbedingungen und der Vergütungen sind wenig entwickelt, wenn sie nicht der Förderung der Arbeitsproduktivität dienen. 

Der Gedanke, dass der Einzelne (teilweise) für den Erhalt seiner Arbeitsfähigkeit verantwortlich ist, trägt den Samen zur Beschneidung der Rechte der Arbeitnehmer, indem er ihnen das Risiko der Arbeitslosigkeit und des Ausbildungsmangels aufbürdet.
Die Divergenzen zwischen den nationalen Arbeitspolitiken bergen das Risiko der Verstärkung eines Gefühls der Ungleichheit unter den Arbeitnehmern. In diesem Zusammenhang kommt der Maßnahme des Komitees der Europäischen Unternehmen eine wesentliche Bedeutung zu, denn sie erlaubt die Festschreibung eines gemeinsamen Schutzniveaus für die Gesamtheit der Arbeitnehmer, gleich, in welchem Staat sie beschäftigt sind. Sie erlaubt auch die Erhöhung des Schutzniveaus in den Mitgliedsstaaten, in denen die Gesetzgebung unvorteilhafter ist. 
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